
NETZAUSBAU

Höchstspannungsleitung Bürstadt — BASF (Ludwigshafen am Rhein) (Vorhaben 67)

Planfeststellung: Anhörungsverfahren gemäß § 22 Abs. 3 Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) und § 18 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Der Vorhabenträger Amprion GmbH hat bei der Bundesnetz- 
agentur einen Antrag auf Planfeststellung für das Vorhaben 67 
des Bundesbedarfsplangesetzes (Bürstadt — BASF (Ludwigs- 
hafen am Rhein)) gestellt. Die Bundesnetzagentur ist sowohl  
für das Verfahren als auch für die Entscheidung über die Plan- 
feststellung zuständig. 

Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchzuführen. Es gilt dabei das Gesetz über die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Durch die Offenlage des  
Plans einschließlich des vom Vorhabenträger vorgelegten  
UVP-Berichts erfolgt gleichzeitig die Anhörung der Öffent- 
lichkeit nach § 18 Absatz 1 UVPG zu den Umweltauswir-
kungen des Vorhabens. 

Bei Planfeststellungsverfahren, die bis zum Ablauf des 30.  
Juni 2025 begonnen werden, kann der Vorhabenträger nach  
§ 35 Absatz 6 NABEG bei der Antragstellung verlangen, das 
Verfahren nach den §§ 19 bis 21 NABEG in der bis zum 29. 
Dezember 2023 geltenden Fassung zu führen. Hiervon hat 
der Vorhabenträger Gebrauch gemacht.

Gemäß § 35 Absatz 6 NABEG i. V. m § 21 Abs. 1 NABEG a. F.  
hat der Vorhabenträger den auf Grundlage der Ergebnisse 
der Antragskonferenz bearbeiteten Plan eingereicht. Der Plan  
besteht aus den Zeichnungen und Erläuterungen, die das Vor- 
haben, seinen Anlass und die von dem Vorhaben betroffenen  
Grundstücke und Anlagen erkennen lassen. 

Der Vorhabenträger hat gemäß § 22 Abs. 3a NABEG die Vor- 
lage vollständiger Unterlagen versichert. In Folge der von dem  
Vorhabenträger versicherten Vollständigkeit der Unterlagen  
ist gemäß den gesetzlichen Vorgaben die Behörden- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung auch dann einzuleiten, wenn die 
Bundesnetzagentur die Vollständigkeit der Unterlagen zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht bestätigt hat. Die Bundesnetz- 
agentur hat die Unterlagen im Rahmen der durchzuführenden 
Vollständigkeitsprüfung unabhängig von der von dem Vor- 
habenträger erteilten Vollständigkeitsversicherung zu 
bewerten.

Die Auslegung der Unterlagen erfolgt gemäß § 22 Abs. 3 
NABEG ausschließlich in elektronischer Form durch eine Ver- 
öffentlichung im Internet in der Zeit vom 18.08.2025 bis  
einschließlich 17.09.2025. Die Unterlagen sowie weitere  
Informationen zum Vorhaben finden Sie ab dem 18.08.2025 
im Internet unter netzausbau.de/vorhaben-67.

Die Bundesnetzagentur nimmt auch die Belange von Perso- 
nen in den Blick, die keinen oder keinen ausreichenden Zugang  
zum Internet haben, um Einsicht in die auszulegenden Unter- 
lagen nehmen zu können. Während des Auslegungszeitraums  
besteht die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende Zugangs- 
möglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen. Die Ein- 
wendungsfrist verlängert sich hierdurch nicht. Wenden Sie  
sich hierzu bitte telefonisch an die Bundesnetzagentur unter  
0800 638 9 638, per Mail an vorhaben67@bnetza.de oder 
schriftlich an die unten aufgeführte Adresse unter „Einwen-
dungen“.

Trassenverlauf und Alternativen

Der Vorhabenträger beantragt folgenden Trassenverlauf: Er  
beginnt auf der östlichen Seite der Umspannanlage Bürstadt  
auf dem Gebiet der Stadt Lampertheim in Hessen. Er verläuft  
in Richtung Südwesten und quert den Rhein, in dessen Mitte  
sich die Landesgrenze zu Rheinland-Pfalz befindet. Dabei folgt 
die neue Stromtrasse auf den ersten Kilometern dem Verlauf 
der bestehenden Höchstspannungsfreileitung Bl. 4542 auf  
östlicher Seite. Am linken Rheinufer auf dem Gebiet der Stadt 
Worms in Rheinland-Pfalz knickt die Trasse nach Südosten ab,  
und quert kurz darauf den Bereich Nonnenbusch mit Gehölz- 
beständen in der Gemeinde Bobenheim-Roxheim. Zwischen  
der Bundesstraße B9 und der östlich von der Straße liegenden  
geplanten Wasserfläche zur Kies- und Sandgewinnung im 
Gewann „Bonnau“ verläuft die Trasse in südlicher Richtung.  
Dabei erfolgt eine Bündelung des beabsichtigten Trassen- 
verlaufs mit der Bundesstraße B9. Im Bereich der Flussaue  
Petersau, die zur Stadt Frankenthal (Pfalz) gehört, quert die  
Trasse die Bundesstraße in Richtung Silbersee. Dort trifft sie  
wieder auf die bestehende Leitung Bl. 4542 bis zum Punkt 

Roxheim in Frankenthal. Ab dem Punkt Roxheim orientiert 
sich die Trasse weiter am Verlauf der Bundesstraße B9 auf 
westlicher Seite. Am Autobahnkreuz Ludwigshafen-Nord wird  
die Bundesautobahn A6 überspannt und eine vorhandene  
Trasse einer Hochspannungsfreileitung genutzt. Diese verläuft  
am Rand des Gewerbegebiets Nachtweide in Ludwigshafen  
am Rhein. Südlich der Anschlussstelle Ludwigshafen-Pfingst- 
weide der Bundesstraße B9 wird die Landesstraße L523 zwei- 
mal gekreuzt und die Trasse endet schließlich in der Umspann- 
anlage BASF auf dem Areal des Chemieunternehmens in 
Ludwigshafen.

Einwendungen

Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, sowie Vereinigungen können sich vom Beginn der 
Auslegung am 18.08.2025 bis zum 17.10.2025 äußern. 

Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind gemäß § 21 Abs. 4 UVPG  
für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle 
Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln  
beruhen, ausgeschlossen. Die Äußerungsfrist gilt gemäß § 21  
Abs. 5 UVPG auch für solche Einwendungen, die sich nicht 
auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen.

Die Einwendungen sind über einen der folgenden  
Wege an die Bundesnetzagentur zu richten:

	 • � elektronisch vorzugsweise per Onlineformular  
(Link unter netzausbau.de/vorhaben67)

	• � per E-Mail an vorhaben67@bnetza.de  
(Betreff: Vorhaben 67)

	• � schriftlich an die Bundesnetzagentur,  
Referat 801, Postfach 8001, 53105 Bonn  
(Betreff: Vorhaben 67).

Weitere Details hierzu finden Sie unter 
www.netzausbau.de/kontakt.

Einwendungen müssen Ihren Namen und Ihre vollständige 
Anschrift leserlich enthalten. Schriftliche Einwendungen 
müssen darüber hinaus unterschrieben sein. Sie erhalten 
keine Eingangsbestätigung. Fehlen diese Angaben oder sind  
diese unleserlich, kann die Einwendung im weiteren Verfahren 
unberücksichtigt bleiben.  

Werden Einwendungen von mehr als 50 Personen auf Unter- 
schriftenlisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht (gleichförmige Eingaben),  
so muss auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
deutlich sichtbar eine vertretende Person benannt werden. 
Anzugeben sind jeweils der Name, die Anschrift und der Beruf  
der vertretenden Person, sofern diese nicht von den Unter-
zeichnenden als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Die 
vertretende Person kann nur eine natürliche Person sein. 

Entspricht eine solche Einwendung oder Stellungnahme 
nicht diesen Anforderungen, so kann sie unberücksichtigt 
gelassen werden. Ferner können gleichförmige Eingaben 
insoweit unberücksichtigt bleiben, als Unterzeichnende ihren 
Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben  
haben.

Die Einwendungen werden in Kopie an den Vorhabenträger  
weitergegeben. Sie können in Kopie auch an Träger öffent- 
licher Belange weitergegeben werden, sofern deren Aufgaben- 
bereich berührt ist. Sowohl Vorhabenträger als auch Träger 

öffentlicher Belange sind zur Ein- 
haltung der datenschutzrechtli- 
chen Bestimmungen verpflich- 
tet und dürfen Ihre Einwendung  
ausschließlich im Rahmen des 
Verfahrens verwenden. Falls Ihr 
Name und Ihre Anschrift den- 
noch unkenntlich gemacht wer-
den sollen, weisen Sie in Ihrer  
Einwendung bitte darauf hin. Ihr  
Name und Ihre Anschrift werden 
auf Ihr Verlangen hin unkennt- 
lich gemacht, wenn diese zur ord-
nungsgemäßen Durchführung 
des Verfahrens nicht erforderlich 
sind.

Sofern Ihre Einwendung geheim- 
haltungsbedürftige Inhalte, z. B.  
Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse, enthält, die nicht zur 
Weitergabe an Dritte geeignet 
sind, reichen Sie bitte neben Ihrer  
Einwendung auch eine entspre-
chend geschwärzte Fassung ein.
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Erörterung und Entscheidung

Soweit ein Erörterungstermin gemäß § 22 Abs. 5 i. V. m. § 10 
NABEG stattfindet, werden Einwendende über diesen schrift- 
lich benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. Bei Ausbleiben eines Beteiligten im 
Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Nach der Erörterung stellt die Bundesnetzagentur gemäß 
§ 24 NABEG den Plan fest. Soweit keine Erörterung nach 
§ 22 Abs. 5 i. V. m. § 10 NABEG stattfindet, entscheidet die 
Bundesnetzagentur auf Basis des durchgeführten Anhörungs-
verfahrens. 

Entscheidungserhebliche Unterlagen über die Umwelt- 
auswirkungen des Vorhabens

Ausführungen zu den entscheidungserheblichen Unterlagen:
1		  Erläuterungsbericht
2		  Übersichtsplan
3		  Prinzipzeichnungen der technischen Anlagen
4		  Masttabellen
5		  Fundamenttabellen
6		  Lagepläne
7		  Rechtserwerbsverzeichnis
8		  Technisches Maßnahmenverzeichnis
9		  Nachweis 26. BImSchV
10	 Geräuschgutachten (TA Lärm)
11	 Geräuschgutachten (AVV Baulärm)
12	 Erklärung der technischen Anforderungen
13	� UVP-Bericht mit integriertem Landschafts- 

pflegerischen Begleitplan
14	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
15	 Natura-2000
16	 Wasserrechtliche Belange
17	 Bodenschutzkonzept
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